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Vortrag an den Ministerrat 

Änderung des Polizeilichen Staatsschutzgesetzes, des 
Sicherheitspolizeigesetzes, des Strafgesetzbuchs, der Strafprozeßordnung 
1975 und des Tilgungsgesetzes 1972 

Im Regierungsprogramm für die Jahre 2020 bis 2024 ("Aus Verantwortung für Österreich.") 
hat die Bundesregierung neben vielen weiteren Maßnahmen zur Stärkung des Vertrauens in 
die Exekutive auch Maßnahmen gegen Extremismus und Terrorismus vorgesehen. 

So soll eine umfassende Neuaufstellung des Bundesamtes für Verfassungsschutz und 
Terrorismusbekämpfung (BVT) das Vertrauen sowohl der Bevölkerung als auch der 
internationalen Partnerdienste wiederherstellen. Dies soll insbesondere durch eine klare 
strukturelle Trennung in eine nachrichtendienstliche und eine Staatsschutzkomponente 
innerhalb reformierter Verfassungsschutzbehörden mit den dafür notwendigen gesetzlichen 
Änderungen nach internationalen Vorbildern und klarer Aufgabendefinition erfolgen. 
Darüber hinaus sollen internationale Standards in allen Bereichen des Verfassungsschutzes 
umgesetzt werden. Dies umfasst insbesondere transparente Personalaufnahmeverfahren 
und die Überarbeitung der Ausbildung im Verfassungsschutz. Außerdem sollen die in der 
Vergangenheit aufgezeigten Sicherheitsmängel behoben und Maßnahmen zur 
Qualitätssicherung ergriffen werden, um die Sicherheit von Informationen wie auch Personal 
zu gewährleisten. 

Auch die Vorkommnisse in den letzten Jahren rund um das BVT haben gezeigt, dass es einer 
organisatorischen Neustrukturierung und inhaltlichen Professionalisierung im Bereich des 
österreichischen Verfassungsschutzes bedarf.  

Zur Vornahme einer entsprechenden Reformierung wurde im BMI ein Projekt geschaffen, 
welches den Verfassungsschutz nach Maßgabe internationaler Standards neu ausrichten soll. 
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Die ersten Schritte zur Umsetzung der im Regierungsprogramm vorgesehenen Punkte 
wurden bereits mit der durch BGBl. I Nr. 102/2020 erfolgten Novelle des Polizeilichen 
Staatsschutzgesetzes getätigt, die einerseits dazu diente, dass alle im Vollzug des 
Verfassungsschutzes tätigen Mitarbeiter eine moderne und an Grund- und Freiheitsrechten 
orientierte Ausbildung erhalten, die den spezifischen Anforderungen dieses Aufgabengebiets 
gerecht wird. Andererseits wurden Regelungen eingeführt, durch welche der im Bereich des 
Verfassungsschutzes erforderlichen erhöhten Sensibilität in Bezug auf Verschwiegenheit, 
Integrität und Informationssicherheit Rechnung getragen wird. 

In Umsetzung der darüberhinausgehenden Ergebnisse des Projekts und der im 
Regierungsprogramm vorgesehenen Punkte sieht der gegenständliche Gesetzesentwurf 
insbesondere folgende Maßnahmen vor: 

• Gesetzliche Abbildung der zwei organisatorisch getrennten Organisationseinheiten 
„Nachrichtendienst“ und „Staatsschutz“ samt stringenter Zuweisung der bereits 
bestehenden Aufgaben an die jeweils zuständige Organisationseinheit 

• Verankerung des Terminus „Verfassungsschutz“ als Überbegriff für die 
Aufgabenbereiche „Nachrichtendienst“ und „Staatsschutz“; in diesem Sinne werden 
auch der Titel des Gesetzes („Staatsschutz- und Nachrichtendienstgesetz – SNG“) sowie 
die Namen der Verfassungsschutzbehörden angepasst 

• Stärkung des Aufgabenbereichs „Nachrichtendienst“ durch ausdrückliche Erweiterung 
der nachrichtendienstlichen Aufgabe „Gewinnung und Analyse von Informationen“ auf 
das gesamte Tätigkeitsfeld des Verfassungsschutzes und verbesserte Möglichkeit der 
Informationseinholung aus dem Ausland sowie Schaffung der erforderlichen 
Rechtsgrundlage für eine den internationalen Vorgaben entsprechende 
Datenverarbeitungsmöglichkeit für den Aufgabenbereich „Nachrichtendienst“ 

• Einführung von Fallkonferenzen für den Aufgabenbereich „Staatsschutz“ nach dem 
Vorbild der sicherheitspolizeilichen Fallkonferenzen zur Erarbeitung und Koordinierung 
von Maßnahmen in Bezug auf Personen, bei denen mit einem verfassungsgefährdenden 
Angriff zu rechnen ist 

• Verbesserte interne Kontrolle der Tätigkeit des Verfassungsschutzes durch Verpflichtung 
zur Einführung von Qualitätssicherungssystemen 

• Stärkung der unbeeinflussten Aufgabenwahrnehmung durch Verschärfung der 
Nebenbeschäftigungsregelungen und Entpolitisierung der Führung 

• Stärkung der Sicherheit von Bediensteten und klassifizierten Informationen durch die 
Möglichkeit zur Durchsuchung von Personen, die Räumlichkeiten der Direktion betreten 
oder verlassen sowie durch Erweiterung der Möglichkeit von Legendierungen für 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Aufgabenbereichs „Nachrichtendienst“ 
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• Stärkung der parlamentarischen Kontrolle durch Erweiterung der Berichtspflichten der 
Verfassungsschutzbehörden an das Parlament und Schaffung einer unabhängigen und 
weisungsfreien Kontrollkommission zur strukturellen Kontrolle der Tätigkeit des 
Verfassungsschutzes 

• Stärkung der Unabhängigkeit des Rechtsschutzbeauftragten durch Verlängerung der 
Bestelldauer und Ausschluss der Möglichkeit zur Wiederbestellung 

Darüber hinaus sieht der Gesetzesentwurf hinsichtlich der Änderungen des 
Strafgesetzbuches, der Strafprozeßordnung 1975 sowie des Tilgungsgesetzes 1972 folgende 
Änderungen vor: 

• Erhöhung der Strafdrohung bei § 256 StGB („Geheimer Nachrichtendienst zum Nachteil 
Österreichs“) 

• Widerspruchs- und Sichtungsverfahren im Falle der Sicherstellung klassifizierter 
nachrichtendienstlicher Informationen, deren Geheimhaltung das Interesse an der 
Strafverfolgung im Einzelfall überwiegt, sowie bei von ausländischen 
Sicherheitsbehörden oder Sicherheitsorganisationen klassifiziert übermittelten 
Informationen, die nur mit deren vorheriger Zustimmung zu anderen als den der 
Übermittlung zugrundeliegenden Zwecken verarbeitet werden dürfen (§ 112a StPO) 

• Unbeschränkte Auskunft aus dem Strafregister für die Sicherheitsbehörden im 
Zusammenhang mit der luftfahrtrechtlichen Überprüfung der Zuverlässigkeit von 
Personen sowie für die Zwecke des § 1 Abs. 2 und § 2a SNG (§ 6 Abs. 1 Z 3 und 6a TilgG) 

Im Übrigen wird auf die beiliegenden Erläuterungen verwiesen. 
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Ich stelle daher den 

Antrag, 

die Bundesregierung wolle beschließen: 

Der angeschlossene Gesetzesentwurf wird samt Vorblatt, WFA und Erläuterungen 

1. dem Nationalrat zur verfassungsmäßigen Behandlung vorgelegt; 

2. gemäß Art. 1 Abs. 1 und 4 der Vereinbarung zwischen dem Bund, den Ländern und 
den Gemeinden über einen Konsultationsmechanismus und einen künftigen 
Stabilitätspakt der Gebietskörperschaften, BGBl. I Nr. 35/1999, den Ämtern der 
Landesregierungen, der Verbindungsstelle der Bundesländer, dem Österreichischen 
Gemeindebund und dem Österreichischen Städtebund zur Stellungnahme binnen 
einer Frist von einer Woche übermittelt. 

Beilagen 

15. Juni 2021 

Karl Nehammer, MSc 
Bundesminister 
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